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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Nachdem die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, das auf eine Lockerung der Bau-
und Nutzungsvorschriften in den Landwirtschaftszonen abzielt, im vergangenen Jahr in
beiden Räten behandelt worden war, mussten einige Differenzen zwischen den beiden
Räten bereinigt werden. Umstritten war das Ausmass der Umnutzungen von
landwirtschaftlich genutzten Gebäuden, die durch den Strukturwandel in der
Landwirtschaft überflüssig geworden sind. Der Ständerat hatte angesichts der breiten
Opposition einen Versuch zur Rettung der Vorlage unternommen, indem er den vom
Nationalrat erteilten Freipass für die Zweckentfremdung alter, das heisst vor 1980
erstellter Gebäude wieder strich, um insbesondere eine freie Umnutzung von Wohn- in
Gewerbebauten zu verhindern. Der Nationalrat lehnte in der Frühjahrssession den
Antrag einer linken Kommissionsminderheit ab, bei der Zweckänderung zonenwidrig
erstellter Bauten dem Ständerat zu folgen. Statt dessen stimmte er in dieser Frage dem
Vermittlungsantrag Schmid (svp, BE) mit 101 zu 50 Stimmen zu und übernahm die etwas
restriktivere Bestimmung, wonach eine vollständige Zweckänderung von altrechtlich
erstellten Gebäuden nicht generell, sondern nur bei gewerblich genutzten Bauten und
Anlagen möglich sei. Die Voraussetzungen soll der Bundesrat im Verordnungsrecht
näher regeln. Bundesrat Koller nannte als Leitplanken die Verbote von erheblichen
Änderungen an der Bausubstanz und von substantiellen Verbesserungen der
bestehenden Gebäudeerschliessung. Bei der zweiten umstrittenen Differenz, dem
sogenannten Rustico-Artikel, den der Ständerat etwas enger gefasst hatte, indem nur
«gut erhaltene» Bauten landwirtschaftsfremd als Wohnraum umgenutzt werden dürfen,
drehte sich der Streit um die Bezeichnung «gut erhalten». Der Nationalrat folgte seiner
Kommissionsmehrheit, die vorschlug, dass die zur zonenfremden Wohnnutzung
vorgesehenen Bauten «in ihrer Substanz» erhalten sein müssten. Nach Definition von
Bundesrat Koller setzte eine solche Umnutzung voraus, dass die wichtigen Gebäudeteile
in gutem Zustand und nur teilweise erneuerungsbedürftig sein müssen. Der Ständerat
schloss sich in der zweiten Differenzbereinigung stillschweigend und oppositionslos
diesen Entscheiden an. In der Schlussabstimmung wurde die Teilrevision des
Raumplanungsgesetzes mit 104:60 bzw. 38:3 verabschiedet.

Schon während den Beratungen im Parlament hatten Grüne, kleinere und mittlere
Bauern (VKMB) sowie Landschaftsschützer das Referendum gegen die RPG-Revision
angedroht. Noch vor der Schlussabstimmung bestätigte Fraktionssprecherin Teuscher
(gp, BE) die Absicht der Grünen, das Referendum zu ergreifen, da ihnen die Änderung
des Raumplanungsgesetzes im Sinne der Öffnung der Landwirtschaftszone für
betriebsnahe Nebengewerbe, für bodenunabhängige Produktion und für Wohnzwecke
zu weit gehe. Die Gegnerschaft kritisierte die Aufhebung der Grenze zwischen Bauzone
und Landwirtschaftszone und befürchtete einen Schub an Landschaftszerstörung.
Zudem würde die Revision des RPG die Bemühungen für eine ökologische
Landwirtschaft unterlaufen. Auf der Verliererseite stünden nebst der Landschaft und
der Landwirtschaft auch das bestehende Gewerbe, das von Betrieben konkurrenziert
würde, welches von billigem Boden aus mit ungleich langen Spiessen arbeiten könnte,
sowie alle Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, die für neue Infrastrukturen und die
negativen Folgen der Intensivlandwirtschaft aufzukommen hätten. Das Referendum
wurde nebst der Grünen Partei von folgenden Organisationen getragen: VKMB, Pro
Natura, Schweizer Heimatschutz, Schweizer Vogelschutz, IG Boden, WWF sowie
Hausverein Schweiz. Das Referendumskomitee «zum Schutz des ländlichen Raumes»
reichte am 9. Juli bei der Bundeskanzlei rund 57'000 Unterschriften ein. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.07.1998
URS BEER

Erneut befassten sich die Räte mit dem Problem der Innenstadtförderung. Von der
Stadtplanung erwünschte Konzentrationen von Bauten wie Industrie- und
Gewerbegebäude werden durch Umweltschutznormen oft verunmöglicht. Die Vertreter
der Wirtschaft im Parlament sind deshalb an einer Sonderregelung der Grenzwerte für
Städte und Ballungszentren interessiert, insbesondere an einer Herabsetzung der
Lärmschutz- und Luftreinhaltebestimmungen. Der Ständerat hatte im Vorjahr eine
Motion Büttiker (fdp, SO) mit diesem Anliegen an den Nationalrat überwiesen. Die
Mehrheit der UREK des Nationalrats empfahl nun diesen Vorstoss zur Ablehnung. Die

MOTION
DATUM: 05.10.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Grüne Teuscher (BE) erklärte, dass die Kommissionsmehrheit eine Anpassung der
Grenzwerte verhindern wolle. Hegetschweiler (fdp, ZH) entgegnete im Namen einer
Kommissionsminderheit, gerade in gut erschlossenen Räumen könne eine Ansiedelung
verkehrsintensiver Nutzungen durchaus sinnvoll sein. Bundesrat Leuenberger gab zu
bedenken, dass es sich hierbei nach Auffassung des Bundesrates um ein Problem des
Vollzugs handle und dass deshalb keine gesetzlichen Anpassungen notwendig seien. Mit
der Eingliederung des Bundesamtes für Raumplanung (neu: Bundesamt für
Raumentwicklung) ins UVEK, welchem auch das Buwal angegliedert ist, sei eine bessere
Koordination gewährleistet. Gegen Bundesrat und Kommissionsmehrheit beschloss der
Rat mit 78 zu 66 Stimmen die Überweisung der Motion. Grundsätzlich anerkannte die
Kommission aber das Problem der teilweisen Widersprüchlichkeit zwischen
Raumplanungs- und Umweltschutzrecht. Sie reichte daher eine eigene Motion zur
umweltgerechten Innenstadtförderung ein (99.3574). Wegen der durch Bau- und
Umweltauflagen auferlegten Einschränkungen seien viele Industriebetriebe an nicht
geeignete Standorte wie den Grüngürtel ausgewichen. Diese Entwicklung müsse in
Zukunft unterbunden werden. Die Motion war in beiden Räten erfolgreich. 2

Damit sich ein amerikanischer Konzern mit einer Pharmafabrik, welche rund 1'200
Arbeitsplätze bringen soll, allenfalls in Galmiz (FR) ansiedeln kann, bewilligte der
Freiburger Staatsrat die Umzonung von 550'000 m2 Landwirtschaftsland in eine
Industriezone. In seiner Antwort auf eine Frage Teuscher (gp, BE) (04.5236) erklärte der
Bundesrat, der „Fall Galmiz“ verletze das Raumplanungsrecht nicht. Die Kompetenz,
über derartige Einzonungen zu entscheiden, liege bei der Gemeinde; die im Rahmen
der Nutzungsplanung getroffenen Festlegungen bedürften der Genehmigung durch den
Kanton. Bestünden Zweifel an der Bundesrechtskonformität der getroffenen
planerischen Festlegungen, könnten Anwohner, zum Teil Nachbargemeinden und in
bestimmten Fällen Umweltverbände dagegen gerichtlich vorgehen. Selbst wenn der
Bund zur Auffassung käme, dass Bundesrecht verletzt würde, wäre er nach geltendem
Recht nicht zur Anfechtung der Einzonung legitimiert. Es sei aber vorgesehen, diese
Rechtslücke im Rahmen des Bundesgerichtsgesetzes, das sich in der parlamentarischen
Beratung befinde, zu schliessen. Aufgrund der dargelegten Kompetenzordnung habe
der Bund zurzeit nicht die Möglichkeit zu einer kantonsübergreifenden Koordination
und könne sich daher auch nicht für einen anderen infrage kommenden Standort
einsetzen. Dies wäre nur möglich, wenn der Bund die Kompetenz erhielte, bei
Standortkonkurrenz aus gesamtschweizerischer Sicht übergeordnete Interessen
einzubringen und den Kantonen gestützt darauf verbindliche Vorgaben zu machen. Ob
es sinnvoll sei, dem Bund solche Kompetenzen zu erteilen, soll im Rahmen der im
Legislaturprogramm 2003-2007 vorgesehenen Revision des Raumplanungsgesetzes
geprüft werden.
Siehe auch die in den Räten noch nicht behandelte Mo. 04.3593 Marty Kälin (sp, ZH),
Nachhaltige Bauzonen, und die Antwort des Bundesrates auf die Frage derselben
Parlamentarierin (04.5267). 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 06.12.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Berichtsjahr eröffnete der Nationalrat als Zweitrat die Detailberatung zur
Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG). Die Revision, welche der Volksinitiative
„Raum für Mensch und Natur (Landschaftsinitiative)“ als indirekter Gegenvorschlag
gegenübergestellt werden soll, beinhaltet Massnahmen zur Lenkung der
Siedlungsentwicklung, zur Eindämmung der Zersiedelung und zum verbesserten Schutz
des Kulturlandes. Dem Geschäft lag ein Nichteintretensantrag einer
Kommissionsminderheit angeführt durch Hans Rutschmann (svp, ZH) vor. Die
Minderheit war der Ansicht, dass die Initiative mit dem 20-jährigen
Bauzonenmoratorium dermassen unrealistische Forderungen stelle, dass das Anliegen
an der Urne chancenlos bleiben werde und es somit nicht nötig sei, ihm einen
Gegenvorschlag gegenüber zu stellen. Zu einem anderen Schluss waren im Vorfeld
jedoch zwei Umfragen gelangt, die im Mai 2011 je rund 1000 Personen zur Initiative
befragten. Laut M.I.S. Trend unterstützten dazumal 61 Prozent der Befragten ein
Bauzonenmoratorium; in der Umfrage von gfs.bern waren es gar deren 66 Prozent. Die
Kommissionsminderheit monierte des Weiteren, dass der Gegenvorschlag verschiedene
Elemente des in der Vernehmlassung gescheiterten Entwurfs zur Totalrevision des
Raumplanungsgesetzes wieder aufnehmen würde. Neben dem Nichteintretensantrag
lag ein Rückweisungsantrag der BDP-Fraktion vor. Im Gegensatz zum SVP-
Minderheitsantrag vertat die BDP die Ansicht, dass dem Volk auf alle Fälle ein indirekter
Gegenvorschlag gegenüber gestellt werden soll. Jedoch erachtete sie den zum
Zeitpunkt vorliegenden Entwurf als zu wenig ausgereift, um den kantonalen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.2011
MARLÈNE GERBER
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Gegebenheiten angemessen Rechnung zu tragen. Die obligatorische Mehrwertabgabe
sei zudem verfassungswidrig. Nach längerer Diskussion beschloss die grosse Kammer
unter geschlossener Opposition der SVP, auf das Geschäft einzutreten. Ebenfalls
deutlich abgelehnt wurde der Rückweisungsantrag der BDP, welcher nur bei der SVP
volle Unterstützung fand. Hauptdiskussionspunkt in der nationalrätlichen Debatte war
besagte Mehrwertabgabe, welche im Vorjahr vom Ständerat eingefügt worden war. Nach
ständerätlicher Vorstellung wären die Kantone bei Neueinzonungen zur Erhebung einer
Abgabe von mindestens einem Viertel des Mehrwertes verpflichtet, die sie dann in
erster Linie als Entschädigung bei Enteignungen verwenden könnten. Die FDP-Liberale
Fraktion machte nun im Nationalrat geltend, dass sie diese Abgabe als derart starken
Eingriff in die kantonale Hoheit ansehe, dass sie einer „Entmündigung der Kantone“
gleichkomme. Schliesslich brachten die SVP, eine beinahe geschlossene FDP und eine
Mehrheit der CVP den ständerätlichen Vorschlag betreffend Mehrwertabgabe mit 89 zu
72 Stimmen zu Fall. Ebenfalls abgelehnt wurde der von der nationalrätlichen
Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie (UREK) erarbeitete
Kompromissvorschlag, welcher den Kantonen die Wahl lassen wollte zwischen der
Erhebung einer Mehrwertabgabe und der Möglichkeit, neu eingezontes Bauland durch
eine entsprechende Fläche Landwirtschaftsland zu kompensieren. Der Nationalrat
schuf weitere Differenzen zum Ständerat: So folgte die grosse Kammer ihrer
Kommissionsmehrheit und strich den im Vorjahr vom Ständerat eingefügten Zusatz,
dass überdimensionierte Bauzonen zu reduzieren seien. Diese Streichung stiess
insbesondere bei der Ratslinken auf Widerstand: Franziska Teuscher (gp, BE)
bezeichnete die vom Ständerat befürwortete Regelung als „Kernstück“ des indirekten
Gegenvorschlags zur Landschaftsinitiative. Darüber hinaus wurden zwei weitere
Änderungen zum Entwurf des Bundesrates beschlossen, welche ebenfalls darauf
abzielten, Grundeigentümer von noch unbebautem Bauland zu schützen. Desweiteren
entschärfte der Nationalrat die raumplanerischen Massnahmen, indem er sich
erfolgreich gegen zwei zentrale Elemente betreffend Erschliessung von Bauzonen
stellte. Zum einen strich er den vom Ständerat eingeführten Zusatz, dass bei
Neuerschliessung der Anschluss an den öffentlichen Verkehr gewährleistet und die
Entstehung eines kompakten Siedlungsbildes als Kriterien berücksichtigt werden sollen.
Zum anderen sprach er sich in den Übergangsbestimmungen dagegen aus, dass vor
Genehmigung der Richtplananpassung keine Vergrösserung der Bauzonen erfolgen darf.
Auch hier zeigten sich dieselben Mehrheitsverhältnisse wie bei den anderen
Differenzen: Die geschlossene Ratslinke opponierte erfolglos, trotz Unterstützung
einiger Mitglieder aus der CVP/EVP/glp-Fraktion. Eine weitere Differenz zum Bundesrat
schuf der Nationalrat in Art. 8, Abs. 2. Besagter Absatz verlangt, dass Vorhaben mit
gewichtigen Auswirkungen für Raum und Umwelt einer Grundlage in den kantonalen
Richtplänen bedürfen. Auch gegen diesen Absatz opponierte eine breite bürgerliche
Mehrheit erfolgreich. Zu guter Letzt sorgte Artikel 18a zur Installation von Solaranlagen
für zusätzliche Diskussionen. Laut Roberto Schmidt (cvp, VS) zeigte sich hier die
„Euphorie der Atomausstiegsdebatte“: Eine bürgerlich dominierte
Kommissionsmehrheit ging in ihrem Antrag weiter als der vorliegende bundesrätliche
Entwurf und verlangte eine bewilligungsfreie Installation von Solaranlagen in Bau- und
Landwirtschaftszonen. Lediglich eine Meldepflicht an die zuständigen Behörden sollte
bestehen bleiben. Eine Kommissionsminderheit aus Parlamentariern von Mitte-Links
sprach sich zwar für ein vereinfachtes Verfahren aus, erachtete eine vollständige
Abschaffung der Bewilligungspflicht aufgrund von Rechtsunsicherheit jedoch als nicht
zielführend. Mit 109 zu 66 Stimmen fand die Abschaffung der Bewilligungspflicht dann
aber deutliche Zustimmung. Während die CVP sich beinahe geschlossen dagegen
stellte, unterstützten sowohl die Fraktionen der SVP und der FDP das Anliegen.
Gespalten zeigten sich Grüne und SP. In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf mit
92 zu 62 Stimmen und 20 Enthaltungen angenommen. Eine knappe Mehrheit der
Grünen stimmte gegen die Revision, ebenso eine beinahe geschlossene SVP. Die BDP
enthielt sich als Fraktion der Stimme, während die übrigen Parteien die Vorlage
unterstützten. 4

1) AB NR, 1998, S. 499 ff.; AB NR, 1998, S. 810 f.; AB SR, 1998, S. 316 f.; AB SR, 1998, S. 463; BBl, 1998, S. 1455 ff.; BBl, 1998, S.
4534 f.; BaZ, 27.6.98; AZ 10.7.98.; Presse vom 11.3. und 13.3.98; NZZ, 14.3.98.
2) Mo. UVEK-NR: AB NR, 2000, S. 448; AB SR, 2000, S. 716 f.; Mo. Büttiker: AB NR, 2000, S. 797 f; TA, 27.10.00; NZZ, 31.10.00.
3) AB NR, 2004, Beilagen V, S. 363. Zur Diskussion um den „Fall Galmiz“ siehe Presse vom 26.11.-24.12.04 und zu den Lehren
für die Raumplanung insbesondere den Beitrag des Direktors des ARE, Pierre-Alain Rumley, in NZZ, 14.12.04. Siehe auch
„Schweizerischer Bundesrat (2004): Realisierungsprogramm 2004–2007; Massnahmen des Bundes zur
Raumordnungspolitik.“; AB NR, 2004, S. 395.
4) BRG 10.019: AB NR, 2011, S. 1567 ff. und 1788 ff.; LT, 13.5.11 und SoZ, 15.5.11 (Umfragen); TA und SGT, 22.9.11 (Debatte).
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